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Sozialgericht Hannover
Im Namen des Volkes
Urteil
	S 5 AS 1222/15
	Verkündet am: 06. September 2016
A., Justizfachangestellte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


In dem Rechtsstreit 
B. 			- Klägerin -
Prozessbevollmächtigter: C. 

Gegen

D.                                                                                                                           - Beklagte -
hat die 5. Kammer des Sozialgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 6. September 2016 durch die Richterin am Sozialgericht E. und die ehrenamtlichen Richter F. und G. für Recht erkannt:
1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Kosten sind nicht zu erstatten.

3. Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand
Die Klägerin begehrt vom Beklagten die Übernahme der Leihgebühren für einen grafikfähigen Taschenrechner.
Die 1994 geborene Klägerin besuchte bis Sommer 2016 das berufliche Gymnasium der Berufsbildenden Schulen des H.. Die von der Schule ausgegebene Bücherliste für das Schuljahr 2013/2014 sah die Anschaffung von Schulbüchern im Wert von insgesamt 319,60 Euro vor. Zusätzlich sollten verschiedene Verbrauchsmaterialien, ein Schülerausweis und Lektüre für die Fächer Deutsch und Englisch angeschafft werden. Für das Fach Mathematik war der Kauf eines Taschenrechners per Sammelbestellung vorgesehen. Auf ihren Antrag vom 9. Juli 2013 hin bewilligte das zuständige JobCenter der Klägerin mit Bescheid vom 16. Juli 2013 auf der Grundlage von § 28 Abs. 3 SGB II 70,00 Euro Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf. Eine weitere Beihilfe lehnte das JobCenter ab, gewährte der Klägerin mit Bescheid vom 23. Juli 2013 allerdings ein Darlehen nach § 24 Abs. 1 SGB II in Höhe von 237,40 Euro als Schulbuchbeihilfe. Mit Bescheiden vom 11. September 2013 und 12. Dezember 2014 bewilligte das JobCenter zum 1. Februar 2014, 1. August 2014 und 
1. Februar 2015 insgesamt 160,- Euro für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf nach § 28 Abs.3 SGB 2. Mit Schreiben vom 4. Dezember 2014 beantragte die Klägerin die Gewährung einer einmaligen Beihilfe für den Erwerb eines grafikfähigen Taschenrechners. Diesen Antrag lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 12. Dezember 2014 ab und bot wiederum ein Darlehen nach § 24 SGB II an. Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26. Februar 2015 (W 699/14) zurück. 
Mit ihrer am 7. April 2015 beim Sozialgericht erhobenen Klage begehrt die Klägerin die Übernahme von 75,00 Euro durch den Beklagten, die sie für die Ausleihe eines grafikfähigen Taschenrechners ausgegeben hat. Sie trägt vor: Diese Kosten habe sie weder aus der Regelleistung, noch aus dem Schulbedarfspaket finanzieren können. Zur Begründung ihrer Klage bezieht sich die Klägerin auf das Urteil des Sozialgerichts Hildesheim vom 22. Dezember 2015 (S 37 AS 1175/15, anhängig beim Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen unter dem Aktenzeichen L 11 AS 107/16). Das Sozialgericht Hildesheim habe die Verurteilung des SGB II-Trägers zur Kostenübernahme von Schulbüchern auf § 21 Abs. 6 SGB II gestützt. Es gehe davon aus, dass § 28 Abs. 3 SGB II die Bedarfe für „verbrauchende“ Schulmaterialien regele, nicht aber für Schulbücher. Deshalb dürfe zur Finanzierung von Schulbüchern auf § 21 Abs. 6 Satz 1 Satz II zurückgegriffen werden. 


Die Klägerin beantragt,
1. den Bescheid des Beklagten vom 15. Dezember 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Februar 2015 (W 699/14) aufzuheben,
2. den Beklagten zu verurteilen, die Kosten für die Anmietung eines grafikfähigen  Taschenrechners in Höhe von insgesamt 75,00 Euro zu erstatten.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.
Er meint, der von der Klägerin finanzierte Taschenrechner unterfalle als „Schulmaterial“ dem Anwendungsbereich von § 28 Abs. 3 SGB II. Dementsprechend seien die dafür anfallenden Kosten mit der Gewährung der Bildungspauschalen abgegolten. Diese abschließende Regelung dürfe nicht durch das Zurückgreifen auf § 21 Abs. 6 SGB II ausgehebelt werden.
Zur entgeltlichen Ausleihe von Lernmitteln findet sich in der Beklagtenakte folgende Information der Schule (Stand: 28. Juni 2013): „Das berufliche Gymnasium hat entschieden, kein Ausleihverfahren durchzuführen. Die von den Fachkonferenzen beschlossenen Fachbücher erstrecken sich in den meisten Fällen über alle drei Jahre der Oberstufe. Die Berechtigung zur Ausleihe besteht nicht für die Qualifikationsphase und wir haben nach Einführung des Erlasses die Erfahrung gemacht, dass die entgeltliche Ausleihe im Jahrgang 11 und der anschließende Erwerb der gleichen Bücher insgesamt teurer ist als die Anschaffung schon zu Beginn des Jahrgangs 11. Daher haben wir entschieden, dass die Lernmittel schon zu Beginn der Schulzeit am beruflichen Gymnasium von den Schülern bzw. Eltern zu beschaffen sind. Diese Entscheidung ist auch im Benehmen mit der Elternvertretung erfolgt.“ Im Zuge des Klageverfahrens hat die Schule bestätigt, dass die Schüler der Sekundarstufe II ihre Abiturprüfung nur mit Hilfe des beantragten Taschenrechners ablegen können. Für bedürftige Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 12 und 13 halte die Schule Rechner vor, die sie für 25,00 Euro pro Schuljahr ausleihen könnten. Auf Antrag übernehme der Förderverein der Schule diese Kosten. Die Klägerin hat durch Vorlage einer Quittung nachgewiesen, für den Taschenrechner insgesamt 75,00 Euro Leihgebühr gezahlt zu haben. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten wird auf die Prozessakte sowie die Leistungsakte des Beklagten verwiesen.


Entscheidungsgründe
Die zulässige Klage ist nicht begründet. Die Klägerin kann vom Beklagten unter keinem denkbaren rechtlichen Gesichtspunkt die Erstattung der von ihr verauslagten Leihgebühren für den Taschenrechner verlangen.
Ein Anspruch ergibt sich nicht aus § 20 Abs.1, 2 in Verbindung mit § 28 Abs.3 SGB 2. Das gilt unabhängig davon, ob die Leihgebühren für den Taschenrechner dem persönlichen Schulbedarf nach § 28 Abs.3 SGB 2 oder dem Regelbedarf nach § 20 SGB 2 zuzuordnen sind. Sollte es sich um persönlichen Schulbedarf nach § 28 Abs.3 SGB 2 handeln, ist der Beklagte seiner Leistungsverpflichtung durch die Bewilligung der jeweiligen Schulbasispakete zum 1. August und 1. Februar nachgekommen. Unterfällt der geltend gemachte Anspruch dem Regelbedarf nach § 20 SGB 2, ist der Beklagte auch insoweit seiner Leistungsverpflichtung nachgekommen. Soweit die Klägerin vorträgt, die für die Schulausstattung vorgesehenen Bedarfe seien vom Gesetzgeber insgesamt zu niedrig bemessen, folgt die Kammer dieser Ansicht nicht und stützt sich dabei auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juli 2014 (1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 1691/13). Das Bundesverfassungsgericht hält § 20 Abs.2 S.1 und 2 Nr.1 iVm § 20 Abs.1 S.1 und 2 SGB II in Verbindung mit § 28 SGB II mit dem Grundrecht auf die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs.1 GG iVm dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs.1 GG für vereinbar. In Randziffer 131 seiner Entscheidung führt es u.a. aus: „ Zwar ist der Umfang des Bildungspaketes knapp bemessen,…dies (ist aber) tragfähig begründet, weil daneben ermittelte Verbrauchsausgaben für… Gebrauchsgüter für Bildung…sowie Ausleihgebühren für… Bücher als regelbedarfsrelevant berücksichtigt sind.“ Weiter heißt es in Randziffer 135 des genannten Beschlusses: „Die Entscheidung des Gesetzgebers, Verbrauchsausgaben für Kinder und Jugendliche, die durch die Beschaffung von Schreibwaren, Zeichenmaterial und Ähnlichem anfallen, über das Schulbasispaket gesondert zu erfassen….stößt ebenfalls nicht auf durchgreifende verfassungsrechtliche Bedenken“. Aus den umfänglichen Darlegungen des Bundesverfassungsgerichts gewinnt die Kammer die Überzeugung, dass der Gesetzgeber die schulbedingt veranlassten Bedarfe von Schülerinnen und Schülern in § 20 Abs.1, 2 und § 28 Abs.3 SGB 2 ausreichend berücksichtigt hat. Ein darüber hinausgehender Rückgriff auf die Härteklausel des § 21 Abs.6 SGB II scheidet nach Ansicht der Kammer aus den vom Bundessozialgericht in seinem Urteil vom 10.09.2013 (B 4 AS 12/13 R) genannten Gründen aus. Die Deckung von Bedarfen für den Schulunterricht, die der Durchführung des Unterrichts selber dienen, liegt in der Verantwortung der Schule und darf von dieser oder den Schulträgern nicht auf das Grundsicherungssystem abgewälzt werden. 
Ein Anspruch gegen den SGB 12-Träger scheidet aus dem gleichen Grund, im Übrigen aus den vom Bundessozialgericht in seinem Urteil  vom 19.08.2010 (B 14 AS 47/09 R) genannten Gründen aus. Die Beiladung des SGB 12-Trägers war deshalb nicht notwendig.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache war die Berufung nach § 144 Abs.1 S.1 Nr.1 in Verbindung mit Abs.2 Nr.1 SGG zuzulassen.  
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R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G


Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Georg-Wilhelm-Str. 1, 29223 Celle, oder bei der Zweigstelle des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Niedersächsischen Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der Justiz vom 21.10.2011 (Nds. GVBl. S. 367) in der jeweils aktuellen Fassung oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen.

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem Sozialgericht Hannover, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover, schriftlich oder in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird.

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Hannover, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover, schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen.

Ist das Urteil im Ausland zuzustellen, so gilt anstelle der obengenannten Monatsfrist eine Frist von drei Monaten.

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt war.

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. Dies gilt nicht bei Einlegung der Berufung in elektronischer Form.


image1.jpeg




image2.emf
R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G   Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.   Die Berufung ist innerhalb  eines Monats   nach Zustellung des Urteils bei dem Landessozialgericht  Niedersachsen - Bremen, Georg - Wilhelm - Str. 1, 29223 Celle, oder  bei der Zweigstelle des  Landessozialg e richts Niedersachsen - Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen schriftlich oder in elektronischer  Form nach Maßgabe der Niedersächsischen Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der  Justiz vom 21.10.2011 (Nds. GVBl . S. 367) in der jeweils aktuellen Fassung oder zur Niederschrift des  Urkundsb e amten der Geschäftsstelle einzulegen.   Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem Sozialgericht  Hannover,   Leonhardtstraße 15, 30175  Hannover ,   schriftlich oder   in elektronischer Form oder   zur  Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird.   Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte eingehen. Sie soll  das angefochtene Urte il bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur Begrü n dung der  Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.   Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zugelassen  werden, wenn der Gegner sch riftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines  Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Hannover,   Leonhardtstraße 15, 30175  Hannover , schriftlich  oder in elektronischer Form  zu stellen. Die Zustimmung des Gegne rs ist dem Antrag  beizufügen.   Ist das Urteil   im Ausland   zuzustellen, so gilt   anstelle   der obengenannten Monatsfrist eine Frist von   drei  Monaten.   Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der  Zustellung   dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf Zula s sung der  Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Ge g ners beigefügt  war.   Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsät zen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten  beigefügt werden. Dies gilt nicht bei Einlegung der Berufung in elektronischer Form.    


